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Herr Loginowski

Grundsatzbeschluss "Buchholz 2025plus"
Antrag der Fraktionen CDU, SPD, FDP im Rat der Stadt Buchholz i.d.N. vom 
21.02.2018
Beratungsfolge: (Entscheidung durch den Rat der Stadt Buchholz i.d.N.)

Datum       Gremium Zusatzinformation

28.02.2018 Ausschuss für Stadtentwicklung und Umwelt
08.03.2018 Verwaltungsausschuss
13.03.2018 Rat der Stadt Buchholz i.d.N.

Antrag der Fraktionen CDU, SPD, FDP:

Der Rat der Stadt Buchholz i.d.N. möge beschließen:

1. Im Sinne des Planungsprozesses „Buchholz 2025plus“ wird zur Entwicklung weiterer 
Wohnbauflächen östlich der Innenstadt ein städtebaulicher Rahmenplan entwickelt. 
Insgesamt sind bis zu 1.500 Wohneinheiten zu schaffen. Die aus dem Planungspro-
zess „Buchholz 2025plus“ hervorgegangenen städtebaulichen Zielsetzungen bzw. Kri-
terien („Labels“) sind hierzu zu berücksichtigen.

2. Die Verwaltung wird beauftragt, auf der Grundlage des Planungsprozesses „Buchholz 
2025plus“ umgehend die Planung zum Bau einer östlichen Entlastungsstraße der 
Buchholzer Innenstadt, auch im Hinblick auf die unter 1. genannten zusätzlichen 
Wohneinheiten, zu veranlassen.
Die Verwaltung wird ferner damit beauftragt, eine Variantenuntersuchung für drei Tras-
senkorridore – gemäß Anlage – vorzunehmen.
Mit dem Landkreis Harburg werden Verhandlungen aufgenommen mit dem Ziel zu er-
mitteln, ob Varianten als Kreisstraßen konzipiert werden können. Hierbei gilt es sicher-
zustellen, dass die finanziellen Risiken für beide Straßen überschaubar bleiben.

3. Das Ergebnis der Variantenprüfung wird dem Rat rechtzeitig zur Ratssitzung im April 
zusammen mit einer Beschlussempfehlung der Verwaltung vorgelegt.

4. Die aus dem Planungsprozess „Buchholz 2025plus“ hervorgegangenen Ergebnisse 
lassen sich nicht unabhängig voneinander umsetzen, d.h. dass parallel zur Entwicklung 
und Ausweisung von Wohnflächen der Planungsprozess für eine Entlastungsstraße er-
folgen muss.

5. Die Fraktionen im Rat der Stadt werden aktuell über den Fortgang der Planungen und 
Verhandlungen auf dem Laufenden gehalten.
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Stellungnahme der Verwaltung:

Ohne Stellungnahme. Im Sinne der Ausführungen des Antrages wird eine Zusammenstel-
lung der in der Bürger- und Ratswerkstatt jeweils erarbeiteten Zielsetzungen und Kriterien 
(sog. „Labels“) als Anlage beigefügt.

Finanzielle Auswirkungen:

Liegen noch nicht vor. Aufgrund der Komplexität des Planungspaketes ist die Aufbereitung 
der weiteren Kostenentwicklung für die städtebauliche und verkehrsplanerische Arbeit erst 
auf der Grundlage eines politischen Grundsatzbeschlusses sachgerecht. Im Haushalt 2018 
stehen Haushaltsmittel für den Beginn des Planungsprozesses zur Verfügung.

Anlagen:
1. Antrag der Fraktionen CDU, SPD, FDP im Rat der Stadt Buchholz i.d.N. vom 21.02.2018
2. Zusammenstellung der „Labels“ aus der Bürger- und Ratswerkstatt 



















Beschlussauszug
13. öffentliche Sitzung des Rates der Stadt Buchholz i.d.N. vom 13.03.2018

Ö 6 Grundsatzbeschluss "Buchholz 2025plus"
Antrag der Fraktionen CDU, SPD, FDP im Rat der Stadt Buchholz i.d.N. vom 21.02.2018 

Status: öffentlich/nichtöffentlich Beschlussart: geändert beschlossen
Zeit: 19:00 - 21:20 Anlass: Sitzung
Raum: Kantine Rathaus
Ort: Rathausplatz 1, 21244 Buchholz i.d.N.
Vorlage: DS 16-21/0334 Grundsatzbeschluss "Buchholz 2025plus"

Antrag der Fraktionen CDU, SPD, FDP im Rat der Stadt Buchholz i.d.N. vom 
21.02.2018

Zur Beratung des Antrages der Fraktionen CDU, FDP und SPD geben die Vertreter/innen 
der Fraktionen ihre Grundsatzerklärungen zum vorliegenden Grundsatzbeschluss ab. 

Rm. Horend erklärt, der vorliegende Antrag für einen Grundsatzbeschluss für eine 
Wohnbaulandentwicklung mit einer östlichen Entlastungsstraße sei das Ergebnis aus der 
Bürger- und der Ratswerkstatt im vergan genen Jahr. Er halte dieses Ergebnis für einen 
Meilenstein in der Entwicklung der Stadt und freue sich darüber, dass es gelungen sei, 
parteiübergreifend einen solchen Antrag zu erarbeiten. Dies sei die Weichenstellung für eine 
zukunftsorientierte Stadt. Er freue sich auf die weitere Zusammenarbeit mit allen Beteiligten 
bei der Entwicklung dieses Prozesses.

Die Grundsatzerklärung von Bg. Niesler für die SPD-Fraktion ist als Anlage 1 beigefügt. 
Die Grundsatzerklärung von Bg. Wenker für die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen ist als 
Anlage 2 beigefügt. 
Die Grundsatzerklärung von Bg. Reglitzky für die FDP-Fraktion ist als Anlage 3 beigefügt. 
Die Grundsatzerklärung von Rm. Schoof für die Fraktion der Buchholzer Liste ist als Anlage 
4 beigefügt. 
Die Grundsatzerklärung von Rm. Sekula für die Fraktion der AfD ist als Anlage 5 beigefügt. 
Die Grundsatzerklärung von Rm. Stehnken ist als Anlage 6 beigefügt.
Für alle Grundsatzerklärungen gilt das gesprochene Wort.

Rm. Antons erklärt, dass er dem Antrag nicht zustimmen werde. Er halte diesen Antrag für 
ein „Deckmäntelchen“ für die Entwicklung und den Bau des Ostrings, nur unter einer 
anderen Überschrift. Für viel wichtiger und sinnvoller halte er den Ausbau des 
Radwegenetzes und den ÖPNV. Er sehe auch die Notwendigkeit, bezahlbaren Wohnraum 
zu schaffen, die Flächen hinter dem Finanzamt seien auch geeignet. Für ihn habe aber die 
Entwicklung der Rütgersfläche Priorität. Er halte es auch für sinnvoll, möglichst autofreies 
Wohnen zu realisieren. Er vermisse hier das Augenmaß. Er weist auf einen 
Übertragungsfehler im Beschlusstext der DS im Vergleich zum vorliegenden Antrag. In der 
letzten Reihe müsse es seiner Meinung nach statt „für beide Straßen“ „für beide Seiten“ 
heißen.

Bg. Dr. Dammann geht noch einmal auf den Inhalt des Antrags ein. Er macht deutlich, dass 
es sich hier um einen Grundsatzbeschluss, einen Rahmenplan handele. Dies sei eine 



Willensbekundung auf breiter Basis im Rat um endlich jahrzehntelange Probleme zu lösen. 
Dies sei ein Auftrag an Rat und Verwaltung verantwortungsbewusst diesen Prozess zu 
entwickeln.

Bgm. Röhse macht noch einmal deutlich, dass die Rütgersfläche z.Zt. und auch in 
absehbarer Zeit nicht zur Verfügung stehe und damit auch nicht entwickelt werden könne. 
Zudem gehöre sie auch nicht der Stadt und somit habe man keinen direkten Zugriff auf diese 
Fläche. Auch wenn es ein Sanierungskonzept mit entsprechender Vereinbarung in Ausssicht 
stehe, werde es eine lange Zeit brauchen, bis diese Sanierung abgeschlossen sei.
Er macht deutlich, dass die Zeit sehr wohl reif sei in einen solchen Planungsprozess 
einzusteigen. Buchholz brauche dringend bezahlbaren Wohnraum. Momentan stehen 349 
Familien und alleinstehende Personen auf der Liste mit Anspruch auf einen 
Wohnberechtigungsschein. Das seien insgesamt über 900 Personen. Es gebe einen großen 
Bedarf. Bei der Entwicklung von Wohnraum gebe es sicherlich sehr unterschiedliche 
Auffassungen. Die hier angesprochenen Flächen stehen sofort zur Verfügung, sie seien 
innenstadtnah, die Stadt könne selbst entscheiden ob, was und wie gebaut werde. Es werde 
hier in Teilen etwas umgesetzt, was mit dem vorliegenden ISEK und Mobilitätskonzept 
bereits beschlossen worden sei. In den letzten Jahren sei es versäumt worden, die 
verkehrliche Infrastruktur der Entwicklung der Einwohnerzahlen und des Verkehrs 
anzupassen. Dieses werde jetzt nachgeholt. Den Verkehr aus der Innenstadt umzuleiten 
könne für die Innenstadt und alle Verkehrsteilnehmer entlastend sein.
Der vorliegende Beschluss sei ein Auftakt, um langjährige Probleme zu lösen und Buchholz 
für die nächsten Jahre attraktiv zu machen. Er wisse, dass dieser Beschluss nicht allen leicht 
gefallen sei. Er habe viel Vertrauen in den Rat, diese große Aufgabe zu bewältigen und 
großen Respekt vor dem Rat, diesen Beschluss zu fassen. 
Er lädt alle Bürger/innen ein, den Prozess konstruktiv und auch kritisch zu begleiten.

Bg. Wenker beantragt getrennte Abstimmung und erklärt, dass ihre Fraktion der Ziffer 4 des 
Antrages nicht zustimmen könne, da sie Planung der Straße und Entwicklung des 
Wohngebiets in einem Beschluss für bedenklich halte. 
 

RV Stöver verliest folgenden korrigierten Antrag (DS 0334) und lässt getrennt darüber 
abstimmen:
Der Rat der Stadt Buchholz i.d.N. beschließt:
1. Im Sinne des Planungsprozesses „Buchholz 2025plus“ wird zur Entwicklung weiterer 

Wohnbauflächen östlich der Innenstadt ein städtebaulicher Rahmenplan entwickelt. 
Insgesamt sind bis zu 1.500 Wohneinheiten zu schaffen. Die aus dem 
Planungsprozess „Buchholz 2025plus“ hervorgegangenen städtebaulichen 
Zielsetzungen bzw. Kriterien („Labels“) sind hierzu zu berücksichtigen.

 
Abstimmung:
dafür:    28,   dagegen:    5,  Enthaltungen:    1
 
 
2. Die Verwaltung wird beauftragt, auf der Grundlage des Planungsprozesses „Buchholz 

2025plus“ umgehend die Planung zum Bau einer östlichen Entlastungsstraße der 
Buchholzer Innenstadt, auch im Hinblick auf die unter 1. genannten zusätzlichen 
Wohneinheiten, zu veranlassen.
Die Verwaltung wird ferner damit beauftragt, eine Variantenuntersuchung für drei 
Trassenkorridore – gemäß Anlage – vorzunehmen.
Mit dem Landkreis Harburg werden Verhandlungen aufgenommen mit dem Ziel zu 
ermitteln, ob Varianten als Kreisstraßen konzipiert werden können. Hierbei gilt es 
sicherzustellen, dass die finanziellen Risiken für beide Seiten überschaubar bleiben.

 
Abstimmung:
dafür:    28,   dagegen:    6,  Enthaltungen:    0



 
 
3. Das Ergebnis der Variantenprüfung wird dem Rat rechtzeitig zur Ratssitzung im April 

zusammen mit einer Beschlussempfehlung der Verwaltung vorgelegt.
 
Abstimmung:
dafür:    28,   dagegen:    5,  Enthaltungen:    1
 
 
4. Die aus dem Planungsprozess „Buchholz 2025plus“ hervorgegangenen Ergebnisse 

lassen sich nicht unabhängig voneinander umsetzen, d.h. dass parallel zur Entwicklung 
und Ausweisung von Wohnflächen der Planungsprozess für eine Entlastungsstraße 
erfolgen muss.

 
Abstimmung:
dafür:    26,   dagegen:    8,  Enthaltungen:    0
 
 
5. Die Fraktionen im Rat der Stadt werden aktuell über den Fortgang der Planungen und 

Verhandlungen auf dem Laufenden gehalten.
 

Abstimmung:
dafür:    28,   dagegen:    4,  Enthaltungen:    2
 

























Ratssitzung am 13.März 2018 

Redebeitrag zum Grundsatzbeschluss „Buchholz 2025plus“ von Udo Antons (Die Linke) 

Was Sie mit diesem Antrag präsentieren, ist ein Trojanisches Pferd: Dieses trägt das 
Namensschild „Sozialer Wohnungsbau“ um den Hals – im Bauch aber lauert der altbekannte 
„Ostring“. Egal, ob Sie dieses juristisch abgeschmetterte Ungetüm nun „Ortsumfahrung“, 
„Östliche Umgehung“ oder noch anders nennen! 
 
Zum Thema Ostring: 
Diejenigen in Verwaltung, Presse oder Politik, die seit Jahrzehnten dieses umweltpolitische 
Ungetüm herbeizwingen wollen, sind in ihrem verkehrs-und stadtplanerischen Denken 
offenbar in den 60-er Jahren stehen geblieben. Damals wurde die Parole propagiert „Wir 
schaffen den autogerechten Umbau der Stadt“! 
 
Alte Lindenalleen wurden eliminiert (Tostedt u.a.), um den vierspurigen Verkehrsfluss zu 
ermöglichen. Diesen Unsinn hat man bald wieder aufgegeben. Sie aber, Kolleginnen und 
Kollegen der ganz großen Koalition hier im Haus, wie auch Planer in der Verwaltung, wollen 
sich wieder einmal auf das Buxtehuder Hase- und Igelspiel einlassen: Steigendes 
Verkehrsaufkommen? – Da bauen wir doch schnell mal neue Straßen! Sind die Straßen dann 
fertig, ist das Verkehrsaufkommen schon wieder gestiegen – (ik bün all dor!) bauen wir 
wieder neue Straßen! Usw. Wir kennen das Ende: Der planerische Hase kollabiert. 
 
Warum – so frage ich mich – hat man sich nicht beizeiten um alternative, intelligentere 
Lösungen der Verkehrsprobleme gekümmert? Auf einem verkehrspolitischen Symposium in 
Hamburg gab kürzlich die leitende Verkehrsplanerin der Stadt Kopenhagen (die als 
vorbildlich gilt) ihren Hamburger Kollegen drei Ratschläge: 
 
Entschleunigung – Entschleunigung – Entschleunigung. 
 
D.h., statt der Sisyphusarbeit, der Verkehrsentwicklung mit immer neuen Straßen  
hinterher zu hecheln, sollten alle planerischen Anstrengungen sich darauf richten, 
den motorisierten Individualverkehr zu reduzieren. 
 
Zum Beispiel: 
a) durch massiven Ausbau des ÖPNV (siehe Rats- und Bürgerwerkstatt) sowohl als 

Substitution für den örtlichen Quellverkehr als auch für den Pendlerverkehr – und zwar 
kostenlos! (Grünen Antrag) Für die Kosten eines neuen Ostrings könnte der Stadtbus 
Jahrzehnte lang kostenlos fahren. 

b) Ausbau eines Radwegenetzes, das diesen Namen verdient. 
c) Einbindung von Buchholz in das Radschnellwegenetz nach Hamburg. 
d) Drastische Erhöhung der Parkgebühren – (ÖPNV Finanzierung) 



e) Schauen Sie sich die Entstehung eines autofreien Wohnquartiers Saarlandstraße in 
Hamburg an! Die Rüttgersfläche mit ihrer Bahnhofs-und Zentrumsnähe ist für ähnliche 
zukunftsweisende Bauprojekte prädestiniert! 

 
Vier abschließende Bemerkungen zum Thema Ostring: 
1. Selbstversuch am letzten Freitag: Strecke durch Buchholz um 11 und um 16 Uhr 

gefahren. Differenz 4,5 Minuten!! Dafür den Ostring?? 
2. Verkehr staut sich auf der Ost-West-Achse Bendestorferstr./Schützenstr. genauso. 

Wollen Sie dann auch noch einen Südring bauen? Quer durch Holm-Seppensen 
vielleicht? 

3. Jetzt höre ich: Abgasbelastung der Anwohner. Dazu sage ich nur: Sorgen Sie in Ihren 
Parteigremien dafür, dass stinkende Diesel aus dem Verkehr gezogen werden! 

4. Im Übrigen erscheint der Satz „Die Verwaltung wird ferner damit beauftragt, eine 
Variantenuntersuchung für drei Trassenkorridore (…) vorzunehmen“ eher rein 
rhetorisch: Das Ergebnis kann ich Ihnen jetzt schon mitteilen, es ist nämlich bereits in 
der neuen Werbebroschüre „Wirtschaftsstadt Buchholz“ auf Seite 37 dargestellt: Der 
alte Ostring mit einer klitzekleinen Korrektur! 

 
Nun zur Verknüpfung mit dem Wohnungsbau östlich des Finanzamtes: 
Auch ich sehe die dringende Notwendigkeit den Sozialen Wohnungsbau in Buchholz zu 
intensivieren, insgesamt auch mehr bezahlbaren Wohnraum zu schaffen. Ich halte auch die 
stadteigenen Flächen östlich des Finanzamtes für geeignet. 
 
Aber: 
1. Absolute Priorität hat für mich die Entwicklung der Rüttgersfläche einschließlich der 

angrenzenden Flächen südlich des Heidekamps. Hier ließe sich (wie oben beschrieben) 
zukunftsweisend sehr gut ein weitgehend autofreies Wohnen realisieren. Dennoch 
entstehender Verkehr ließe sich durch den bereits bestehenden Mühlentunnel über die 
Bremer Straße zur B75 ableiten. 

2. Im Hinblick auf den Punkt 1 des vorliegenden Antrages – Wohnbauflächen im Osten – 
vermisse ich jegliches Augenmaß. Wenn die Antragsteller hier bereits von bis zu 1500 
Wohneinheiten sprechen, dann stockt mir der Atem. Bei durchschnittlich drei 
Bewohnern je Wohneinheit entspräche die hier neu anzusiedelnde Bevölkerung der 
Einwohnerschaft von Sprötze, Trelde und Dibbersen zusammen. (Für Investoren und 
Spekulanten Weihnachten und Ostern zusammen!!) 

3. Sie wissen genau, dass Buchholz, als Teil des Hamburger Speckgürtels, z. Z. die Funktion 
eines Überdruckventils wahrnimmt. Was aber, wenn der Druck im Kessel wieder 
abnimmt? München und Stuttgart melden bereits eine Trendwende bei 
Mietpreisentwicklung und Bauanträgen. Auch das Hamburger Abendblatt zeigt einen 
neuen Trend auf: Weg vom Stadtrand zurück in die Stadt. Planen wir da nicht 
möglicherweise ins Blaue? 

 
 



Bitte erlauben Sie mir abschließend eine persönliche Bemerkung: 
Ich bin über 70 Jahre alt – möglicherweise dauert der ganze Realisierungsprozess länger, als 
mir noch an Restlaufzeit verbleibt. Könnte die Entwicklung mir da nicht relativ egal sein? 
Ich bekam von meiner Enkelin (6 Jahre) neulich einen Aufkleber geschenkt mit der 
Aufschrift:  Enkeltauglich leben und handeln! 
Das habe ich mir zur Maxime gemacht und ich bitte Sie, dieses ebenfalls zu bedenken. 
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